
Künstler – 
in dem einen und dem 
anderen Deutschland

28.01.1947
Mit dem Befehl Nr. 28 der Sowjetischen Militäradministration (SMAD) vom 28.01.1947 wird in der Sowjetischen 
Besatzungszone (SBZ) eine umfassende Sozialversicherung aufgebaut, in der auch alle Künstler abgesichert sind. 
Später als Freiberufler in der Deutschen Versicherungsanstalt weiter versichert, erhalten sie dort Sonderkonditi-
onen als Mitglieder von Berufsverbänden. 1970 werden Künstler wie Ärzte in die Versicherung der Gewerkschaft 
FDGB übernommen. Steuerlich sind Künstler mit den Steuerreformen seit 1948 in der DDR nach den Steuersät-
zen für Arbeiter und Angestellte veranlagt und für sie gilt eine generelle Befreiung von der Umsatzsteuer. Auch 
eine Buchführungspflicht entfällt, der Auftraggeber zahlt Honorare netto aus und überweist die Steuer direkt an 
das Finanzamt. Die Honorarvertragsmuster werden durch Berufsverbände und Instanzen der Auftraggeber als 
Rahmenbedingungen dem Grunde nach ausgehandelt und im Einzelfall spezifiziert. So vertrat z. B. der Schrift-
stellerverband seine Mitglieder gegenüber den Verlagsgremien. Ein gesellschaftliches Auftragssystem, Stipen-
dien und Preisverleihungen sicherten die Kontinuität von Honorareinkünften. Der überwiegende Teil der Künst-
ler war jedoch in staatlichen Häusern oder Ensembles fest angestellt.

02.09.1949
Gründung des Kulturfonds in der SBZ. Dieser Fonds ermöglicht fortan in der DDR vor allem die Bezah-
lung der Künstler, mit ihren Werken der Literatur, der Musik, des Theaters und der bildenden und ange-
wandten Kunst. Seine Mittel werden über eine allgemeine Kulturabgabe für Eintrittskarten organisiert. 
Der Fonds wird regelmäßig vor allem aus Mitteln des Staatshaushaltes ergänzt. So umfasst das Budget 
für das Jahr 1988 eine Fördersumme von 13,458 Mio.Mark. Finanziert werden durch den Fonds, über 
die Künstlerverbände der DDR, Aufträge, Symposien und Pleinairs, aber auch Studienreisen und um-
fangreiche Ankäufe, z. B. während der Dresdner Kunstausstellungen. Auch Absolventen von Kunsthoch-
schulen erhalten Geld aus dem Fonds, wenn nicht schon ein Fördervertrag mit einem Betrieb oder einer 
staatlicher Einrichtung besteht. Die verbandseigenen Arbeits- und Erholungsstätten der Künstler, die 
Marie-Seebach-Stiftung in Weimar, eine Heimstatt für alternde Schauspieler, wie auch zinslose Darlehen 
bis 100 000 Mark für den Aus- und Umbau von Ateliers, Werkstätten, Material und Maschinen finanziert 
der Fonds ebenfalls. Die Künstler und Kulturschaffenden können sich so auf ein staatlich garantiertes 
Einkommen verlassen.

24.04.1959
In Bitterfeld findet am 24./25. April 1964 eine kulturpolitische Konferenz statt. Überwunden werden 
soll in der DDR die Trennung von Kunst und Leben sowie die Entfremdung zwischen Künstler und Volk. 
Gefordert wird, insbesondere die Kunst von Laien bzw. die Zusammenarbeit von Künstlern und Arbei-
tern in den Betrieben zu fördern („Bitterfelder Weg“). Vor diesem Hintergrund entsteht überall in der 
DDR eine Bewegung des künstlerischen Volksschaffens. 1989 umfassten die kommunalen und betrieb-
lichen Kulturhäuser 70 000 Mitglieder in 5 000 Zirkeln für Malerei und Grafik, für Plastik und Keramik, für 
Schnitzen und Holzgestaltung sowie für Textilkunst. Die finanzielle Förderung des künstlerischen Volks-
schaffens erfolgte durch Staat und Kommunen, Gewerkschaft und Betriebe, Schulen und Hochschulen 
sowie durch die Jugend- und Frauenorganisation, den Kulturbund und nicht zuletzt durch den Verband 
Bildender Künstler der DDR, dessen Mitglieder vielerorts als Zirkelleiter tätig waren. Neben dem Bildne-
rischen Volksschaffen bestanden bereits seit Kriegsende Amateurtheater, oftmals als Weiterführung von 
Theatergruppen, die sich unter Soldaten in alliierter Gefangenschaft entwickelt hatten. Auch die Schau-
spieler Eberhard Esche (DDR) und Klaus Kinski (BRD) begannen dergestalt gemeinsam ihre Laufbahn. 
Bereits am 01.04.1946 war in Sachsen ein Amt für Laienkunst gebildet worden.

12.06.1959
Zum ersten Mal finden vom 12.–21.06.1959 die 
sodann bis 1988 jährlichen Arbeiterfestspiele der 
DDR statt. Diese Kulturfeste vereinen in- und aus-
ländische Berufs- und Volkskünstler aus den Be-
reichen Literatur, Theater, Musik und Bildende 
Kunst.

01.02.1974
Die „Anordnung über den Einsatz der Absolventen 
der Kunsthochschulen“ tritt in der DDR Kraft. Sie 
regelt Förderverträge für alle Absolventen für die 
ersten drei Jahre nach dem Kunststudium. Die Räte 
der Kreise organisieren die Ansiedlung der Künst-
ler. Der Fördervertrag enthält jeweils eine monat-
liche finanzielle Unterstützung, 50 % des Sozial-
versicherungsbeitrages wird für diesen Zeitraum 
erlassen, angemessener Wohn- und Arbeitsraum, 

Kindergartenplätze und mindestens jährlich eine Ausstel-
lungsmöglichkeit werden vereinbart. Hinzu kommen die  
Rückerstattung der Honorarsteuer durch den Kulturfonds 
bei jährlichem Einkommen unter 6 000 Mark sowie die 
Möglichkeit zinsloser Darlehen. 

16.05.1974
Der Ministerrat der DDR beschließt die Schaffung eines 
staatlichen Kunsthandels. Mit dessen Deviseneinnahmen 
wird in Leipzig ein Zentrum für Künstlerbedarf bedient, 
dass in England und Holland eingekauften Künstlerbedarf 
anbietet. Auch die Studienreisen von Künstlern werden so 
finanziert.

03.10.1990
Mit der Aufhebung der gesellschaftlichen Grundlagen der 
DDR verlor sich im Anschluss des Landes unverwechsel-

bare Kunst, die ein wesentlicher Bestandteil eu-
ropäischer Kunstentwicklung war.

Aus „Frankfurter Rundschau“
07.06.1971

27.07.1981
Künstlersozialversicherungsgesetz (KSVG) der BRD. Selbständige Künstler und Publizisten werden damit in West-
deutschland zum ersten Mal in der allgemeinen Rentenversicherung, in der gesetzlichen Krankenversicherung 
und in der sozialen Pflegeversicherung versichert. Die Regierung Brandt hatte am 13.01.1974 den ersten „Künst-
lerbericht“ vorgelegt, der die desolate Situation des überwiegenden Teils der westdeutschen Künstler deutlich 
werden ließ. Unregelmäßige Auftragslagen und schwankende Honorare führten sehr oft zur Gefährdung ihrer so-
ziale Absicherung, viele waren nicht krankenversichert. Für eine sozialpolitische Veränderung der Situation set-
zen sich SPD-Politiker und bei Willy Brandt auch namhafte Künstler und Schriftsteller wie Günter Grass ein. Am 
01.01.1983 nimmt die Künstlersozialkasse ihre Tätigkeit auf. Künstler und Publizisten sind seitdem als 
Sonderfall unter den ansonsten nicht pflichtversicherten Selbstständigen abgesichert. 50 Prozent des 
Beitrags werden durch den Versicherten aufgebracht, der restliche Teil durch die Künstlersozialabgabe 
der Verwerter bzw. Auftraggeber und staatliche Zuschüsse.
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